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Für  Estland  standen  2016  und  2017  die  Präsidentschaftswahlen,  eine  Regierungsum-
bildung, die Stationierung von NATO-Truppen im Land und die erstmalige Übernahme
des Vorsitzes im Rat der Europäischen Union im Mittelpunkt des politischen Interesses.

Innenpolitik

Im  Herbst  2016  taten  sich  im ansonsten  konsensorientierten  Estland  einige  politische
Konfliktlinien auf. Bei den Präsidentschaftswahlen hatte in mehreren Anläufen keiner der
Regierungskandidaten  eine  Mehrheit  im  Parlament,  das  das  Staatsoberhaupt  wählt,
erreicht. Schließlich wurde mit der Kompromisskandidatin Kersti Kaljulaid erstmals in der
Geschichte der noch jungen Republik eine Frau in das höchste Staatsamt gewählt. Kalju-
laid war der Öffentlichkeit bis dato kaum bekannt. Sie vertrat Estland beim Europäischen
Rechnungshof in Luxemburg und gilt als politisch unabhängig. Der mühsame und langwie-
rige Wahlprozess wurde als Zeichen für einen Autoritätsschwund von Ministerpräsident
Taavi Roivas und für Machtspiele innerhalb seiner Reformpartei gedeutet.1 Diese erschien
zudem seit Längerem als amts- und reformmüde und verwaltete nur noch den Status Quo,
ohne zu gestalten. Der im Ausland gelobte Sparkurs der  Regierung ist  im Land selbst
inzwischen unbeliebt. Die Durchschnittseinkommen sind im europäischen Vergleich nied-
rig und die Gehälter im öffentlichen Dienst über Jahre nicht mehr angehoben worden.2

Wenig überraschend zerbrach kurz darauf die Regierungskoalition. Die beiden kleine-
ren Koalitionspartner, die sozialdemokratische Partei und die rechtsliberale Union von Pro
Patria  und Res Publica, wandten sich  von Roivas  ab  und bildeten zusammen mit  der
Zentrumspartei im November 2016 ohne Wahlen eine neue Regierung. Ministerpräsident
wurde deren neuer Vorsitzender Jüri Ratas. Die Zentrumspartei galt als Partei der russisch-
sprachigen Bevölkerung in Estland lange als russlandfreundlich sowie unter ihrem langjäh-
rigen  populistisch  agierenden  Vorsitzenden  und  Oligarchen  Edgar  Saavissar  als  nicht
koalitionsfähig. Saavisar war erst Anfang November 2016 zurückgetreten. Dies ebnete der
Partei den Weg in die Regierung. Ratas gilt als moderat und betonte auch, dass sich an
Estlands prowestlicher  Außen- und Sicherheitspolitik  nichts  ändern  würde  und er  sich
nicht stärker Russland zuwenden wolle. Dagegen kündigte er eine neue Finanz- und Wirt-
schaftspolitik an, mit der seine Regierung für frischen Wind sorgen wolle.3

EU-Politik 

Estland übernahm am 1. Juli 2017 die EU-Ratspräsidentschaft, und zwar ein halbes Jahr
früher  als  geplant,  da  Großbritannien  auf  seinen  turnusmäßigen  Vorsitz  aufgrund  des
Brexit verzichtete. Für das kleine Land ist der Vorsitz aufgrund der zahlreichen schwieri-
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gen Themen wie Brexit, Migration und Nord Stream 2 eine große Herausforderung, aber
auch eine Chance, eigene Akzente zu setzen. Die Schwerpunkte des estnischen Vorsitzes
sind  die  Förderung  einer  innovativen  Wirtschaft,  Digitalisierung  und  Datensicherheit
sowie die EU-Außenpolitik, insbesondere die für die baltischen Länder wichtige Östliche
Partnerschaft. Der estnische Ministerpräsident ging sehr selbstbewusst an die Übernahme
des Vorsitzes heran: „Ich hoffe, dass unsere Präsidentschaft als diejenige in Erinnerung
bleiben wird, die es Europa erlaubt hat, wieder optimistisch in die Zukunft zu sehen.“ 4

Gerade bezüglich der Digitalisierung will das innovative Land anderen Mitgliedstaaten ein
gutes Beispiel sein, sie mit Rat und Tat unterstützen und den Prozess der Digitalisierung
auf EU-Ebene sowie die Etablierung eines digitalen Binnenmarkts vorantreiben. Estland,
das durch seine Digitalisierung jährlich geschätzt 2 Prozent seines Bruttoinlandsprodukts
(BIP) einspart, erhofft sich davon, zusätzliche Einnahmen für die Europäische Union in
Höhe von 400 Mrd. Euro und die Schaffung von Arbeitsplätzen zu erzielen.5 

Die Brexit-Verhandlungen haben für die estnische Ratspräsidentschaft offiziell keine
Priorität, da diese bereits laufen und von der Europäischen Kommission und nicht vom
Rat geleitet werden. Die Esten sehen es aber als Aufgabe ihres Vorsitzes, sicherzustellen,
dass der Brexit die sonstige Arbeit der Europäischen Union nicht dominiert und diese auch
weiter funktioniert  und Ergebnisse erbringt.6 Das Land hat  jedoch ein großes Interesse
daran, Großbritannien eng an der Europäischen Union zu halten. 

Außen- und Sicherheitspolitik

Die Wahl Donald Trumps zum US-amerikanischen Präsidenten löste in Estland zunächst
Bedenken aus, da er im Wahlkampf die NATO-Bündnistreue infrage gestellt hatte. Da gute
Beziehungen zu den USA jedoch sehr wichtig für Estland sind, versuchte man ein pragma-
tisches Arbeitsverhältnis zum neuen Präsidenten zu etablieren und dabei auf die moderaten
Kräfte innerhalb der Regierung zu setzen. Die noch unter Präsident Obama beschlossene
und  im März  2017  schließlich  vollzogene  Stationierung eines  multinationalen  NATO-
Truppenkontingents von circa 1.200 Mann war für Estland ein wichtiges Zeichen dieser
Bündnistreue  im Hinblick  auf  eine  mögliche  russische  Bedrohung.  Estland  erfüllt  mit
seinen Verteidigungsausgaben von 2,17 Prozent des BIP bereits das von der NATO und
Trump  geforderte  2  Prozent-Ziel.  Das  estnische  Verteidigungsministerium  beschloss
zudem im Februar 2017 einen Entwicklungsplan für den Zeitraum 2018 bis 2021, das die
Entwicklung einer innovativen Panzerinfanterie sowie die Einrichtung eines Cyberkom-
mandos und eines Kommandozentrums zur Überwachung des Ostseeraums vorsieht.7

Generell ist Estland dazu bereit, seinen Beitrag zu leisten und will anderen Ländern
sogar ein Vorbild sein, jedoch fordert es auch immer wieder Unterstützung und Solidarität
von außen ein.
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